
Zukunftsfähige Politik
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Eine zukunftsfähige Politik 
muss anpacken, was an-
steht – und dem nicht aus-
weichen. Wir alle wissen, 
was ansteht, welche Prob-
leme und Herausforderun-
gen drücken. Wir GRÜNEN 
werden getreu unserem al-
ten Motto „Global denken, 
lokal handeln“ die Dinge 
auch vor Ort anpacken. 

Der globale Klimawandel 
ist längst Realität; er ist 
eine existenzielle Bedro-
hung für viele Regionen 
der Welt, zunehmend eine 
Gefahr für die hiesige Land-
wirtschaft und eine Her-
ausforderung für uns alle. 

Seit Fukushima ist das Gere-
de von der umweltfreundli-
chen Atomenergie endgültig 
zur Legende geworden. 

Die Konsum-Ideologie „Im-
mer mehr ist immer besser“ 
ist an ihrem Ende angelangt. 

Die Anzahl der Einwohne-
rinnen und Einwohner auch 
in unserem Landkreis wird 
drastisch zurückgehen. 

Die kommunale Hand-
lungsfähigkeit ist durch 
hohe Schuldenberge 
und geringe Einkünf-
te stark eingeschränkt. 

Das Gemeinwohl wird zu-
nehmend finanziellen In-
teressen untergeordnet.

Diese Situation könnte ein 
Resignieren nahelegen. In-
teressanterweise geschieht 
aber genau das Gegenteil.
Immer mehr Menschen su-
chen und praktizieren Alter-
nativen. In allen Schichten 
der Gesellschaft sprießen 
vielversprechende Aktivi-
täten, auch im Landkreis 
Wolfenbüttel: In Schöp-
penstedt organisiert eine 
Initiativgruppe gut besuch-
te Veranstaltungen zum 
Thema „Regiogeld und 
Grundeinkommen“. Die 
Hühnerfabrik-Pläne um Asse 
und Oderwald sorgen da-
für, dass vielen Menschen 
die Zusammenhänge zwi-
schen Massentierhaltung 
und globalem Hunger be-
wusst werden. Die stetige 
Arbeit der Asse-Aktivisten 
hat zum Plan der Atommüll-
Rückholung geführt und zur 
neuen Stärke der Anti-AKW-
Bewegung beigetragen. 
Feldspaziergänge zu einem 
Genmais-Feld bei Sickte 
haben erreicht, dass hier 
keine genveränderten Pflan-
zen mehr angebaut werden. 
Bürgerinitiativen fordern die 
Erdverkabelung der Strom-
trasse Wahle-Mecklar.
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Wir GRÜNE verstehen uns 
nach wie vor als eine Be-
wegung, die den Realitäten 
ins Auge sieht, im kreativen 
Diskurs nach Lösungsan-
sätzen sucht und mutig in 
die Tat umsetzt – wissend, 
dass neue Wege manchmal 
mit Fehler behaftet sind und 
korrigiert werden müssen. 
Dabei nehmen wir in Kauf, 
manchmal eine unbequeme 
Minderheit zu sein. Aller-
dings freuen wir uns auch, 
dass wir mit unserer Politik 
inzwischen die „Mitte der 
Gesellschaft“ darstellen. 
Das eröffnet neue Umset-
zungsmöglichkeiten, die wir 
nutzen wollen. Und es be-
schert uns eine große Ver-
antwortung, die wir auch 

im Landkreis Wolfenbüttel 
und all seinen Gemeinden 
in der Wahlperiode 2011 bis 
2016 übernehmen wollen.

Weniger kann mehr sein

Alle Prognosen sagen, dass 
die Zahl der Menschen im 
Landkreis Wolfenbüttel wie 
in der ganzen Region in den 
nächsten Jahrzehnten deut-
lich geringer werden wird. 
Das Leben vor allem „auf 
dem Lande“ wird zunächst 
schwieriger, denn die öf-
fentliche Infrastruktur wird 
nicht mehr so aussehen 
können wie gewohnt – egal, 

ob Schulen, Nahverkehr 
oder Einkaufssituation.

Wir GRÜNE sehen aber 
auch, dass in einem We-
niger große Chancen ste-
cken können. Wir wollen 
das Schrumpfen sinnvoll 
gestalten, anstatt uns nur 
im aussichtslosen Wettbe-
werb zwischen den Kommu-
nen dagegenzustemmen.

Bertold Brücher, Elisabeth Gerndt
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Weniger Menschen – das 
kann auch heißen:

•	 Entwicklung neu-
er soziale Netze mit 
mehr „Miteinander“

•	 Aufbau gemeinsamer 
Versorgungsstruktu-
ren (Einkauf, Verkehr)

•	 Experimentieren mit 
neuen Wohn- und 
Wirtschaftsformen

•	 Mehr Raum für 
Natur(schutz)

•	 Weniger Verkehr, Lärm 
und Energieverbrauch  

•	 Raum für persönliche 
Entfaltung, nicht zu-
letzt von Kindern

•	 Potenziale, um Ar-
muts- und Klimaflücht-
lingen neue Existen-
zen zu ermöglichen

•	 Neue Attraktivität für 
(sanften) Tourismus

Wir GRÜNE sehen die 
Schwierigkeiten, die mit 
dem „demografischen Wan-
del“ auf uns zukommen, 
realistisch und werden die 
damit verbundenen Proble-
me vernünftig bearbeiten, 
um den besonders betrof-
fenen Menschen gerecht 
zu werden. Dazu gilt es, 
die voraussehbaren Her-
ausforderungen frühzeitig 
ernst zu nehmen und die 
sich bietenden Chancen 
entschlossen zu ergreifen.
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Bildung

Bildung betrifft alle – nicht 
nur die heranwachsende 
Generation, sondern alle Le-
bensalter - in einem nach in-
dividuellen Bedürfnissen und 
Fähigkeiten ausgerichteten 
Prozess. Dieser meint nicht 
nur Ausbildung, sondern 
versteht Bildung als umfas-
senden geistigen und kultu-
rellen Wert, der sich ständig 
weiterentwickeln kann.

Mit dem Bildungszentrum 
ist der Landkreis gut auf-
gestellt. Aber auch die Be-
reiche der allgemein als 
Kultur bezeichneten Sphä-
re – Theater, Museen, Bib-
liotheken – gehören dazu. 
Dies gilt erst recht in ei-
nem Landkreis, der sich 
auf die Tradition Lessings 

und Leibnitz´ beruft und 
in dem die Herzog-August-
Bibliothek ebenso zu Hause 
ist wie örtliche Heimatstu-
ben und das Eulenspiegel-
Museum in Schöppenstedt.

Wir GRÜNE meinen, dass 
es zur Bündelung der un-
terschiedlichen Orts-, Kreis- 
und Landeseinrichtungen 
eines Kultur- und Bildungs-
ressorts bedarf, welches ein 
Leitbild von Kultur und Bil-
dung entwirft und kooperie-
rend mit den unterschiedli-
chen Trägern von Kultur und 
Bildung wirkt. Eine solche 
Kooperation trägt nicht nur 
zur Steigerung des Wohn-
wertes in den Städten und 
Gemeinden bei, sondern ist 
zudem ein werbendes Argu-
ment für einen Besuch des 
Landkreises Wolfenbüttel.

Durch die demografische 
Entwicklung sind wir mehr 
denn je verpflichtet, die he-
ranwachsende Generation 
zu fördern und alle Schüle-
rinnen und Schüler in ihrer 
Schullaufbahn optimal zu 
unterstützen, damit die Ge-
sellschaft auch weiterhin als 
Gemeinwesen funktionie-
ren kann. Die Folgen einer 
misslungenen Bildungs-
politik werden in erster Reinhard Gerndt, Ulrike Krause
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Linie von den Kommunen 
getragen. Wir GRÜNE hal-
ten eine möglichst lange 
gemeinsame Beschulung 
für die richtige Form des 
Lernens und fordern vom 
Land bessere  Rahmenbe-
dingungen für die Schulen.

Bei der Frage nach der 
Schullaufbahn kann es nicht 
um den Schutz einer be-
stimmten Schulform gehen. 
Längst leiden Kinder, El-
tern und Lehrer unter dem 
Druck, dem Schulsystem 
gerecht zu werden. Den 
Wunsch nach einem Schul-
system, in dem die Kinder 
individuell betreut werden 
und Perspektiven für einen 
höheren Abschluss bekom-
men, zeigt das starke En-
gagement vieler Eltern, die 
sich trotz vieler Hindernisse 
und Schwierigkeiten für eine 
Integrierte Gesamtschule 
entscheiden und sich für 
neue Gesamtschulen stark 
machen. Die Einrichtung 
der ersten IGS im Land-
kreis Wolfenbüttel ist auch 
ein Erfolg der GRÜNEN. 
Die Anmeldezahlen belegen 
deutlich, dass im Landkreis 
Wolfenbüttel weitere Ge-
samtschulen eingerichtet 
werden können. Neue Ge-
samtschulen könnten um 
eine Primarstufe, also eine 
Grundschule in der IGS, er-

weitert werden. Dies wäre 
ein interessantes Modell 
für eine Schule der Zu-
kunft im ländlichen Raum.

Der Landkreis Wolfenbüttel 
braucht ein vor allem auf 
die Bedürfnisse der Schü-
lerinnen und Schüler aus-
gerichtetes, nachhaltiges 
Schulentwicklungskonzept.

Die Zusammenarbeit zwi-
schen der Stadt Wolfen-
büttel und dem Landkreis 
zu diesem Thema muss 
intensiviert werden. Die 
Wohnortnähe ist dabei eine 
wichtige Leitlinie. In Hin-
blick auf weiterführende 
Schulangebote sollte eine 
kreis- und gegebenenfalls 
auch länderübergreifende 
Schulstrukturplanung erfol-

Christiane Wagner, Holger Barkhau
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gen. Bei den heutigen An-
geboten der verschiedenen 
Profile der weiterführenden 
Schulen brauchen Schüle-
rinnen und Schüler die Mög-
lichkeit der freien Schulwahl.

Das Schulentwicklungskon-
zept muss darüber hinaus 
Maßnahmen zur Umsetzung 
der Inklusion im Sinne der 
UN-Behindertenrechtskon-
vention Artikel 24 beinhal-
ten. Inklusion ist die Weiter-
entwicklung der Integration. 
Während diese ein Kind in 
ein bestehendes System ein-
bindet, geht Inklusion davon 
aus, dass alle Kinder ein 
Recht auf gemeinsame Bil-
dung und Erziehung haben. 

Inklusion ist in einem geglie-
derten Bildungssystem nicht 
zu erreichen und nur durch 
einen umfassenden Reform-
prozess zu verwirklichen, 
verbunden mit einer Ver-
besserung der räumlichen, 
personellen und finanziellen 
Situation. Das Schulsystem 
muss fähig sein, auf indi-
viduelle Unterschiede aller 
Kinder einzugehen, und dies 
in einem Rahmen der Vielfalt 
in der Gemeinschaft. Nur so 
kann eine bildungsgerechte 
und diskriminierungsfreie 
Gesellschaft erreicht wer-
den. Gemeinsam leben kann 
man nur gemeinsam lernen. 

GRÜNE Ziele in der Bildungspolitik

•	 Einrichtung eines Kultur- 
und Bildungsressorts

•	 Nachhaltiges Schul-
entwicklungskonzept 

•	 Freie Schulwahl ab 
der Sekundarstufe I

•	 Weitere Gesamtschu-
len im Landkreis, even-
tuell mit Primarstufe

•	 Förderung der außer-
schulischen Jugend- 
und Bildungsarbeit

Christiane Wagner, Holger Barkhau



8

Energie und Klimaschutz

Energie- und Klimaschutz-
politik ist eines der domi-
nierenden Gegenwarts- und 
Zukunftsthemen. Auch unser 
Landkreis ist noch kein res-
sourcenschonendes Gemein-
wesen. Zwar gibt es gute 
Ansätze: Bio-Energiedörfer 
in Gemeineigentum werden 
auf den Weg gebracht. Ge-
gen erhebliche Widerstände 
im Kreistag wurden res-
sourcenschonende öffentli-
che Bauten umgesetzt, z.B. 
beim Anbau zur Haupt- und 
Realschule im Innerste-
tal in Baddeckenstedt. Ein 
Klimaschutz-Konzept ist in 
Arbeit. Doch diese Maß-
nahmen reichen noch lange 
nicht, um den CO2-Ausstoß 
drastisch zu senken. Dies 
aber ist erforderlich, um 90 
Prozent der CO2-Abgaben 
bis 2050 zu vermeiden, 
wie es von der Bundesre-

publik gegenüber der Welt 
vertreten wird. Dazu ist ein 
grundsätzlicher Umbau der 
Industriegesellschaft, un-
serer Lebensgewohnheiten 
und natürlich der Energie-
wirtschaft nötig. Egal, wo 
Energie „verbraucht“ wird, 
soll der höchstmögliche Nut-
zen bei geringstmöglichem 
Energieeinsatz erzielt wer-
den. Hier kann die öffentli-
che Hand helfen, Potenziale 
zu erkennen und für ihre 
Nutzung zu sorgen. Dies 
ist in öffentlichen Bauvor-
haben zu berücksichtigen 
und kann für den privaten 
Bereich durch entspre-
chend ausgestaltete Bebau-
ungspläne gestaltet wer-
den. Das Eigentum an den 
Energieerzeugungsanlagen 
der Zukunft muss mög-
lichst breit gestreut sein.

Wir GRÜNE wissen,

dass dies möglich ist und 
uns in eine gute Zukunft 
bringt. Zur Senkung des 
Energieverbrauchs und zur 
CO2-Reduzierung sind fol-
gende Maßnahmen und 
Projekte erforderlich:  

•	 Sanierung - im Einzelfall 
auch Abriss und Neubau 

im „Energie-Plus-Stan-
dard“ – und ein kluges 
Energie-Management bei 
öffentlichen Gebäuden

•	 Erzeugung von So-
larwärme und Solar-
strom auf Dächern öf-
fentlicher Gebäude 
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•	 Unterstützung der Ein-
wohner im Landkreis 
und in den Gemein-
den beim „Umstieg“ in 
ein klimafreundliches 
Bauen und Verhalten 

•	 Gestaltung der Siedlungs-
strukturen unter energe-
tischen Gesichtspunkten

•	 neue, dezentrale Struk-
turen in energieintensi-
ven Bereichen wie der 
Abwasserbeseitigung 
und -reinigung

•	 Ausbau des ÖPNV durch 
gute Zeittakte, Einsatz 
energie- und emissi-
onsarmer Fahrzeuge

•	 Initiierung und Schaf-
fung neuer Strukturen 
wie Mitfahrzentralen

•	 Fortführung des bewähr-
ten Programms „Cle-
WFer modernisieren“

•	 Aufklärung und Beratung 
über Energie-Einspar-
möglichkeiten im privaten 
und gewerblichen Sektor 
sowohl bei Heizenergie 
als auch beim Verkehr 
und täglichem Konsum 

•	 Service und Informa-
tion, z. B. über kli-
mafreundliche Produkte 
und deren Kaufmöglich-
keiten im Landkreis

•	 Schaffung höchster 
Energieeffizienz: Stei-
gerung der Produktion 
erneuerbarer Energi-
en und Minderung von 
Ressourcenfressern 

•	 Unterstützung von „Bür-
gerprojekten“ zu regene-
rativer Energieerzeugung

•	 Rückkauf von Stadt-
werkeanteilen von 
EON-Avercon

•	 Rekommunalisierung der 
Stromnetze, die bislang 
dem Atomkonzern EON 
gehören und ihm gute 
Gewinne bescheren

•	 Biogaserzeugung 
in Gemeineigentum 
nach ökologischen 
Gesichtspunkten

Ehrhard Dette, Lutz Seifert
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Das alles werden wir GRÜ-
NE in einem „Masterplan 
100 % Klimaschutz“ auf den 
Weg bringen. Nur so können 
wir uns zukunftstauglich auf-

stellen und dazu beitragen, 
dass die Bevölkerung in un-
serem Landkreis viele Milli-
onen Euro pro Jahr an Ener-
giekosten einsparen kann.

Asse II

Ein besonderes Thema im 
Landkreis Wolfenbüttel ist 
die Asse. Nach jahrelangem 
Druck durch Bürgerinitiati-
ven und einem breiten Pro-
test der Bürgerinnen und 
Bürger ist es in den letzten 
Jahren gelungen, das  ma-
rode Atommülllager in den 
Blickpunkt der bundesweiten 
Öffentlichkeit zu rücken. In 
enger Abstimmung mit den 
Bürgerinitiativen gelang es 
den GRÜNEN, einer Klage 
auf Anwendung des Atom-
rechts den Weg zu bereiten. 
Dies war der entscheiden-
de Ausgangspunkt für die 
bislang erreichten Erfolge: 
Durch die Asse-II-Begleit-
gruppe wurden Bürgerinnen 
und Bürger in einem bisher 
nicht üblichen Maß in Dis-
kussionen und Entschei-
dungen eingebunden. Asse 
II wurde unter Atomrecht 
gestellt und der Betreiber-
wechsel vollzogen. Das Bun-
desamt für Strahlenschutz 
als neuer Betreiber hat den 
lange geforderten Optio-

nenvergleich durchgeführt 
und festgestellt: Nur das 
Rausholen des gesamten 
Atommülls aus der Asse 
kann die geforderte Lang-
zeitsicherheit gewährleisten.

Wir GRÜNE werden uns 
weiterhin engagiert dafür 
einsetzen, dass die Asse 
durch Rückholung des strah-
lenden Mülls unter höchster 
Beachtung des Strahlen-
schutzes für die Beschäf-
tigten und für die gesamte 
Bevölkerung saniert wird.

In diesem Prozess muss 
Folgendes zügig vor-
angetrieben werden

•	 alle Maßnahmen zur Sta-
bilisierung der Asse

•	 eine überzeugende und 
belastbare Gesamtpla-
nung mit Zeitangaben 

•	 Bau eines neuen Schach-
tes (Schacht 5), um 
eine schnelle Rück-
holung zu sichern 

Thomas Boog, Michael Boos
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•	 Koordination der Geneh-
migungen der Maßnah-
men nach Atomrecht auf 
allen Ebenen (Bundes-
umweltministerium,  

•	 Landesumweltministe-
rium und Bergamt)

•	 Planungen für das 
Zwischenlager mit 
frühzeitiger Beteili-
gung der Bürger

Auch gilt es, die Frage zu 
beantworten, ob die auffäl-
ligen Befunde in Remlingen, 
nämlich die signifikant er-
höhten Krebsraten (Leukä-
mie bei Männern / Schild-
drüsenkrebs bei Frauen) 
und die auffällig niedrige 
Geburtsrate von Mädchen, 
ursächlich mit der Asse in 
Verbindung zu bringen sind.

Wir GRÜNE setzen uns für 
einen Fonds ein, aus dem 
bis zum Abschluss der Sa-
nierung der Asse Lasten 
ausgeglichen werden, die 
durch die Atommülleinlage-
rung und ihre Folgen her-
vorgerufen wurden, z.B. für 
unverkäufliche Immobilien.

Durch die weltweit erstma-
lige Sanierung eines Atom-
mülllagers entstehen in un-
serer Region fachliche Kom-
petenzen und Erfahrungen, 
von denen andere weltweit 
profitieren können. Unbe-
wältigte atomare Altlasten 
gibt es rund um die Erde, 
von Russland über Kanada 
bis nach Niger. Wir wollen 
daher den Landkreis Wolfen-
büttel als „Kompetenzregion 
für die Sanierung von radio-
aktiven Altlasten“ profilie-
ren. Wolfenbüttel wird so zu 
einem weltweit beachteten 
Treffpunkt und Bildungszen-
trum für die Fachwelt. Die 
Arbeit der Asse-II-Begleit-
gruppe kann ein Modell für 
die Einbindung der Bevölke-
rung bei strittigen Projekten 
sein. Diese Kompetenz-Pro-
jekte wären eine Bereiche-
rung unseres Landkreises.

Thomas Boog, Michael Boos
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Umwelt- und Naturschutz

Das Ziel der GRÜNEN ist 
eine ökologisch hochwerti-
ge, auch für die Menschen 
attraktive Kultur- und Na-
turlandschaft. Der Schutz 
der biologischen Vielfalt 
muss dabei flächendeckend 
auch auf genutzten Flächen 
gelten. Naturschutz muss 
in die Agrar-, Bau- und 
Verkehrspolitik integriert 
werden. Jeden Tag wird in 
Deutschland eine Fläche von 
140 Fußballfeldern neu ver-
siegelt. Dies darf so nicht 
weiter gehen. Bedingt durch 
den demografischen Wandel 
brauchen wir keine neu-
en größeren Baugebiete. 

Die Gewässer sollen rena-
turiert werden. Flüsse be-
nötigen mehr Raum und als 
zusätzlichen Hochwasser-
schutz naturnahe Auenbe-
reiche. Die Auenbereiche 
könnten mit Weiden und 
Schilf bepflanzt werden, die 
energetisch nutzbar wären. 

Landschaftsstrukturen 
und Biotope sollen öko-
logisch vernetzt werden. 
Straßenbäume und He-
cken wirken sich positiv 
auf das Kleinklima aus und 
reduzieren den Schadstoff-
eintrag auf die Felder. 

Die GRÜNEN setzen sich für den Ausbau

des ökologischen Landbaus 
ein. Im ökologischen Land-
bau ist die Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit wichtig, 
denn nur auf einem gesun-
den Boden können gesunde 
Pflanzen wachsen und nur 
mit gesunden Pflanzen lässt 
sich eine gesunde Ernäh-
rung sichern. Dazu zählt 
auch ein geschlossener Be-
triebskreislauf, in dem Pflan-
zenanbau und Tierhaltung 
kombiniert werden. Öko-
logische Landwirtschaft ist 
angewandter Umwelt-, Kli-
ma-, Natur- und Tierschutz. 

Massentierhaltung hat 
schwere Folgen für Tiere, 
Bevölkerung und Umwelt. 
Dies sind z.B. hohe Nit-
ratwerte im Grundwasser, 
Überschreitung der Emissi-
onsmenge für Ammoniak, 
Häufung von Atemwegs-
erkrankungen beim Men-
schen. Die Tiere werden auf 
engsten Raum gehalten, 
mit industriell verarbeite-
tem Futter und häufigem 
Medikamenteneinsatz ver-
sorgt. Die Anforderungen 
für die Tierhaltung müs-
sen so verbessert wer-
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den, dass eine tiergerechte 
Haltung gewährleistet wird 
und von den Anlagen kei-
ne Gefährdungen durch 
Emissionen für Anwohner 
und Umwelt ausgehen. 

Die Gefahren, die von gen-
technisch veränderten Orga-
nismen in der Landwirtschaft 
ausgehen, sind nicht ausrei-
chend erforscht, die gesund-
heitlichen und ökologischen 
Risiken unabsehbar. Die 
Ausbreitung von gentech-
nisch veränderten Pflanzen 
im Freiland mit dem Wind, 
über das Wasser und durch 
Bienen und andere Insek-
ten kann nicht kontrolliert 
und verhindert werden. Eine 
Koexistenz zwischen kon-
ventioneller Landwirtschaft, 
ökologischem Landbau und 
dem Anbau von gentech-
nisch veränderten Pflanzen 
ist nicht möglich. Agro-Gen-
technik schafft und fördert 
Monokulturen, gefährdet die 
Umwelt und die Arbeitsplät-
ze in der Landwirtschaft. Sie 
bedroht die Wahlfreiheit der 
Verbraucher, sich für gen-
technikfreie und ökologische 
Lebensmittel entscheiden zu 
können. Gentechnik macht 
Landwirte noch abhängiger 

von wenigen weltweit agie-
renden Konzernen. Deshalb 
setzen sich die GRÜNEN 
zusammen mit Landwir-
ten, Imkern und Verbrau-
cherInnnen für eine gen-
technikfreie Region ein.
Regenwasser sollte überall 
versickern können. Dadurch 
wird die Grundwasserneu-
bildung erhöht und durch 
die gesteigerte Verdunstung 
das Mikroklima verbessert. 
Bei kleinen Grundstücken ist 
eine Gemeinschaftsanlage 
mit Nachbargrundstücken 
oder eine Untergrundver-
sickerung möglich. Durch 
diese Maßnahmen brau-
chen keine Regenwasser-
kanäle in den Gemeinden 
instand gehalten werden. 
Vor allem im ländlichen 
Raum ist ein ökologisch und 
ökonomisch nachhaltiges 
Abwassermanagementsys-
tem sinnvoll. Diese Systeme 
sind dezentral und können 
deshalb einfach und kosten-
günstig den Veränderungen, 
z.B. aufgrund des demogra-
fischen Wandels, angepasst 
werden. Die Gemeinden und 
die Bürger sparen Geld für 
die Instandhaltung langer 
Schmutzwasserleitungen. 
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GRÜNE Ziele in der Umweltpolitik

•	 Keine weitere Flä-
chenversiegelung

•	 Renaturierung 
der Gewässer

•	 Versickerung des 
Regenwassers

•	 Straßenbäume und 
Hecken, Vernet-

zung der Biotope 
•	 Förderung des ökolo-

gischen Landbaus
•	 Verhinderung von Mas-

sentierhaltung, z.B. 
Hühnermastanlagen

•	 Gentechnikfreie Region 
Braunschweiger Land

Mobilität

Die umweltfreundlichste 
Form des Verkehrs ist der 
Individualverkehr mit dem 
Rad oder zu Fuß. Neue Rad-
wege oder kombinierte Rad- 
und Fußwege müssen im 
Landkreis gebaut werden. 
Lücken im Radwegenetz sind 
zu schließen. Die Radwege 
können auch Teil eines Feld-
weges sein, müssen dann 
aber so befestigt sein, dass 
sie auch bei Regenwetter 
benutzbar sind. Gute Ver-
bindungen fördern den Rad-
verkehr, z. B. eine schnelle 
Verbindung von Wolfen-
büttel nach Braunschweig. 
Für eine Kombination des 
öffentlichen Nahverkehrs 
mit dem Radverkehr sind 
sichere, regengeschützte 
Fahrradabstellmöglichkeiten 
an Bahnhöfen und wichtigen 
Bushaltestellen erforderlich.

Klima- und Umweltschutz-
gründe erfordern, den öf-
fentlichen Nahverkehr zu 
verbessern, damit noch 
mehr Menschen vom Auto 
auf Busse und Bahnen um-
steigen. Öffentlicher Nah-
verkehr muss zudem bar-
rierefrei sein, damit alle 
Menschen daran teilhaben 
können. Wo Bahnstrecken 
vorhanden sind, soll der 
schienengebundene Nah-
verkehr angeboten werden, 
da Züge gegenüber Bussen 
attraktiver sind. Züge ha-
ben schnellere Fahrzeiten 
und bieten mehr Raum für 
Kinderwagen, Fahrräder, 
Rollstühle und Gepäck.
Aus diesem Grunde fordern 
wir GRÜNE einen Ausbau 
der Regiobahn. Wichtig ist, 
dass die Züge da halten, 
wo die Menschen leben und 
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arbeiten. An diesen Orten 
müssen Haltestellen einge-
richtet sein und die Züge 
nicht an den Menschen vor-
beifahren. Dort, wo kein 
Schienenverkehr möglich ist, 
muss ein attraktiver Bus-
verkehr angeboten werden. 
Der öffentliche Nahver-
kehr – egal ob Bahn oder 
Bus – muss vor allem in 
den Abendstunden und an 
Sonn- und Feiertagen aus-
geweitet, Fahrpläne und 
Umsteigemöglichkeiten 
müssen besser abgestimmt 
werden. Öffentlicher Nah-
verkehr ist besonders in der 
Fläche eine Voraussetzung 
der Attraktivität des Wohn-
ortes und muss leistungsfä-
higer und flexibler werden. 
Mittelfristig sollte der Öf-
fentliche Nahverkehr kos-
tenfrei werden. Kurzfristig 
können kostengünstige Mo-
nats- und Jahreskarten die 

Attraktivität des öffentlichen 
Nahverkehrs steigern. Der 
Landkreis kann für seine 
Beschäftigten Jahreskarten 
bereitstellen, so wie dies 
auch größere Firmen anbie-
ten. Weitere Firmen können 
aufgefordert werden, sich 
anzuschließen. Für Schüle-
rinnen und Schüler müssen 
die Fahrtkosten zur Schule 
bis zum Ende ihrer Schul-
zeit übernommen werden.
Auch wenn der öffentliche 
Nahverkehr im ländlichen 
Raum verbessert wird, so 
wird es immer noch Gegen-
den geben, wo ohne Auto 
nur schwer hinzukommen 
ist. Die GRÜNEN setzen 
sich für die Verwendung von 
Elektroautos ein, den dafür 
notwendigen Ausbau der 
erneuerbaren Energien und 
der Infrastruktur zur Betan-
kung der Elektroautos. So 
ist ein umweltschonender 
Individualverkehr möglich. 

GRÜNE Ziele in der Verkehrspolitik
•	 Optimale Bedingungen für 

Fußgänger und Radfahrer
•	 Ausbau der Radwege 
•	 sichere, regenge-

schützte Fahrradab-
stellmöglichkeiten 

•	 Mittelfristig ein kos-
tenfreier Nahverkehr

•	 Kurzfristig kostengünstige 
Monats- und Jahreskarten

•	 Übernahme der Kos-
ten für die Schüler-
beförderung bis zum 
Ende der Schulzeit

•	 Jahreskarten für 
die Beschäftigten 
des Landkreises



Unsere Kandidatinnen und Kandidaten
Kreiswahlbereich I
(Wolfenbüttel)

1. Bertold Brücher
2. Elisabeth Gerndt
3. Jürgen Selke-Witzel
4. Elke Schmidt
5. Manfred Kracht
6. Andreas Cukrowski

Kreiswahlbereich II
(Wolfenbüttel)

1. Reinhard Gerndt
2. Ulrike Krause
3. Reiner Strobach
4. Karin Cukrowski
5. Ilker Yümsek
6. Martin Günter Sameit

Kreiswahlbereich III
(Sickte/Cremlingen)

1. Christiane Wagner-Judith
2. Holger Barkhau
3. Karlheinz Pfeiff
4. Christine Marianne Schröpfer
5. Jochen Fuder
6. Carsten Marowsky-Bree
7. Gudrun Hock
8. Dr. Christian Rothe-Auschra
9. Bernhard Brockmann

Kontakt

Bündnis 90/DIE GRÜNEN
Kreisgeschäftsstelle
Halchtersche Straße 2
38304 Wolfenbüttel
Fon 05331-26240
www.gruene-wf.de
mail: info@gruene-wf.de

Kreiswahlbereich IV
(Schöppenstedt/Asse/ Oderwald)

1. Ehrhard Dette
2. Lutz Seifert
3. Bernhard Foitzik
4. Hilmar Nagel
5. Norbert Haiduk

Kreiswahlbereich V
(Schladen/Baddeckenstedt)

1. Thomas Boog
2. Michael Boos
3. Dr. Sven Hagemann
4. Dr. Petra Diepenthal-Fuder
5. Markus Brix
6. Michael Ratzkowsky
7. Klaus Thiele

Wahlbezirke


